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Kinderkunst im Ratshof
Kinder im Alter zwischen sechs und zehn Jahren der
Grundschule Hanoier Straße haben zusammen mit
Künstlern des KinderKunstForums ihre eigenen Meis-
terwerke zum Thema Essen, Ess- und Lebenskultur ge-
schaffen. „Q wie Kunst und kulinarisch“ heißt die Aus-
stellung, die jetzt in der ersten Etage des Rathofes zu
sehen ist. VonA wie Ameisenparaden basteln bis Z wie
Zirkusluft schnuppern – die vielfältigen Kunstprojekte
von „Max macht Oper“ machen‘s möglich: Kinder aus
Halle-Neustadt, der Silberhöhe und der Südstadt wer-
den selbst zu Künstlern.An dem Projekt – Initiiert durch
die Bürgerstiftung Halle haben sich bisher 13 Schulen
und Kindereinrichtungen beteiligt. Mehr als 900 Kinder
konnten in Workshops und Arbeitsgemeinschaften ihr
kreatives Können beweisen. Ob beim Tanztraining, im
Chor, in der Kunst AG oder beim Herstellen von Trick-
filmen – die Kinder entdeckten immer auch ein uner-
kanntes Stück ihrer Selbst und wuchsen über sich hin-
aus.
Ausstellung: „Q wie Kunst und kulinarisch“,
Ratshof, Marktplatz 1, in der 1. Etage,
4. bis 26. September

Stadtwerke öffnen Denkmäler
Zum bundesweiten Tag des offenen Denkmals am
Sonntag, dem 8. September, öffnen auch die Stadt-
werke Halle und die Hallesche Verkehrs AG (HA-
VAG) Denkmäler und Stätten, die sonst nicht für die
Öffentlichkeit zugänglich sind. Zu besichtigen sind
von 10 bis 18 Uhr rund um den Lutherplatz das His-
torische Technikzentrum, der Wasserturm Süd und
der Abwasserkanal in der Huttenstraße. Im Stadtzen-
trum sind das Stadtbad und der Wasserturm Nord zu
besichtigen. Im Stadtbad werden jeweils 12, 14 und
16 Uhr Führungen angeboten. Für Fans restaurier-
ter Straßenbahnen und Busse öffnet das historische
Straßenbahndepot in der Seebener Straße und bietet
Rundfahrten mit den Oldtimern an.

Jung, tolerant und kreativ
HALLIANZ-Jugendfonds startet in die dritte An-
tragsrunde für junge hallesche Projekte. Bis zum
20. September können Interessenten ihre Projekt-
idee bei der Freiwilligen-Agentur Halle-Saalkreis
e.V. einreichen. Der HALLIANZ-Jugendfonds ist
eine Initiative des lokalen Aktionsplans HALLIANZ
für Vielfalt und fördert seit 2012 Projekte und Ver-
anstaltungen von Jugendlichen, die in und um ihren
Lebensraum dazu beitragen Demokratie, freiwilliges
Engagement und ein tolerantes Miteinander zu unter-
stützen. Wäre die dritte Ausschreibung zum HALLI-
ANZ-Jugendfonds eine Kontaktanzeige, würde diese
vielleicht so lauten: „Erfahrene Förderer suchen jun-
ge, tolerante und kreative Hallenser zwischen 6 und
26 Jahren. Wir bieten: eine Förderung von bis zu 2
500 Euro, dazu kompetente Begleitung und Bera-
tung. Wir suchen: Projekte, die in bzw. um Schule und
Stadtteil stattfinden oder als Bürgerprojekte für ein to-
lerantes Miteinander werben.“

In vier aufeinander aufbauenden Bürgerkonferen-
zen zum Teilraum der „Inneren Stadt“ in Halle geht
die Integrierte Stadtentwicklungsplanung (ISEK
Halle 2025) in die nächste Runde.
„Die Stadt Halle (Saale) unterliegt einem ständi-
gen Wandel. Die Bürgerinnen und Bürger können in
den Bürgerkonferenzen ihre Vorstellungen über die
Stadtentwicklung intensiv austauschen und damit
zur nachhaltigen Stadtentwicklungsplanung beitra-
gen. In thematisch geordneten Programmpunkten
ist es zu den Bürgerkonferenzen möglich unterein-
ander, sowie mit Fachleuten zu diskutieren.“, erklärt
der Beigeordnete für Stadtentwicklung und Um-
welt, Uwe Stäglin.
Die Auftaktveranstaltung zur Bürgerbeteiligung
am Integrierten Stadtentwicklungskonzept „ISEK
Halle 2025 – Bürger planen mit“ fand im Juni statt.
Auch die dort gewonnenen Erkenntnisse werden in
den vertieften Arbeitsprozess der kommenden Kon-
ferenzen einfließen. Der Teilraum „Innere Stadt“
(siehe Karte) umfasst die zehn Stadtviertel Giebi-
chenstein, Paulusviertel, Am Wasserturm/Thae-
rviertel, Nördliche Innenstadt, Altstadt, Südliche
Innenstadt, Lutherplatz/Thüringer Bahnhof, Ge-
sundbrunnen und Damaschkestraße sowie die an-
grenzende Saaleaue.
Die Bürger und Fachleute beraten in vier Sitzungen
die Entwicklungspotentiale der „Inneren Stadt“ je-
weils samstags von 10 bis 17 Uhr. Beginnend mit ei-
ner breiten Bestandsaufnahme in der ersten Sitzung

steht am Ende der Konferenzen eine dokumentier-
te „Bürgerplanung“. Die erste „Bürger-Planungs-
werkstatt“ findet am Samstag, dem 28. September,
ab 10 Uhr, in der Martin-Luther-Universität Hal-
le-Wittenberg, Hallescher Saal, Universitätsring 5
statt. Die Planungsarbeit zur „Inneren Stadt“ wird
dann am 16. November und 7. Dezember fortge-
setzt. Am 25. Januar 2014 enden die Bürgerkonfe-
renzen mit der öffentlichen Vorstellung der Arbeits-
ergebnisse.
„Die Bürgerkonferenzen für die ,Innere Stadt‘ er-
weitern und ergänzen in neuer Form die in Pla-
nungsprozessen unserer Stadt bekannten Betei-
ligungsformen. Deshalb wird das Projekt von
Wissenschaftlern der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg begleitet.“, erklärt Uwe Stäglin.
Federführend sind die beiden Soziologen Professor
Dr. Reinhold Sackmann und Professorin Dr. Rose-
marie Sackmann.
Bisher wurden die am ISEK Halle 2025 interessier-
ten Bürgerinnen und Bürger aus der kommunalen
Bürgerumfrage 2012 und aus der Auftaktveranstal-
tung zu den Bürgerkonferenzen eingeladen, die sich
zahlreich zur Teilnahme an den Bürgerkonferenzen
bereitfinden. Interessierte aus den zehn Stadtvier-
teln des Teilraums „Innere Stadt“ können sich noch
melden.
Eine verbindliche Anmeldung ist erforderlich. Dazu
kann eine entsprechende Anmeldung als E-Mail an
planen@halle.de erfolgen.

Bürger gestalten ihre „Innere Stadt“ –
Konferenzen an vier Samstagen in Halle
Integriertes Stadtentwicklungskonzept (ISEK Halle 2025): Der Stadtplanungsprozess geht weiter

Samstag, 28. September 2013, 10 bis 17 Uhr
Martin-Luther-Universität, Halle-Wittenberg,
Hallescher Saal (über der Tulpe-Mensa)
Universitätsring 5

Wohnen und Wohnumfeld
Was ist gut? Was stört? Was ist gewünscht?

In der ersten Arbeitsgruppe werden Themen des
Wohnens und Wohnumfeldes im Mittelpunkt ste-
hen. Dabei soll zunächst festgehalten werden,
was als gut und erfreulich angesehen wird. Auf
dieser Grundlage werden anschließend Proble-
me, Sorgen und Herausforderungen präsentiert.
Hier können Bürger Fotos einreichen, die Positi-
ves und Negatives anschaulich machen.
Die Gruppenarbeit richtet sich dann auf die Fra-
ge: Was müsste getan werden, damit die städ-
tische Umwelt unseren Bedürfnissen und Wün-
schen noch besser entspricht? Abschließend
stellen die Arbeitsgruppen in Anwesenheit der
Vertreter der Stadt und der Presse ihre Ergeb-
nisse im Plenum vor.

Samstag, 16. November 2013, 10 bis 17 Uhr
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Innere Stadt und ihre Quartiere

In der zweiten Konferenz werden Fachleute aus
der Verwaltung auf die Anforderungen und Wün-
sche eingehen, die in der ersten Konferenz for-
muliert wurden. Zudem werden Stadtentwick-
lungspläne in Bezug auf die „Innere Stadt“ und
ihre Quartiere vorgestellt und in Arbeitsgruppen
diskutiert. Themenschwerpunkte sind dabei:
Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum, be-
zahlbarer Wohnraum und spezielle Wohnbedar-
fe (Studenten; Familien; behindertengerechte
Wohnungen; Wohnungen für Ältere) sowie Ein-
kaufen und Dienstleistungen.

Samstag, 7. Dezember 2013, 10 bis 17 Uhr
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Halle als Lebensort
Akteure, Wege und Ziele der Stadtentwicklung

An diesem Tag wird an die Ergebnisse der bei-
den ersten Konferenzen angeknüpft. Nun richtet
sich der Blick die Einbindung einer breiten Basis
von Akteuren. Mögliche Beteiligte der Stadtent-
wicklung sind neben Politik und Verwaltung bei-
spielsweise: Wohnungsgesellschaften und Un-
ternehmen aus der Wirtschaft, Vereinigungen,
die kreative Szene, Bürgerinitiativen, Kirchen
und Bildungsträger.

Samstag, 25. Januar 2014, 10 bis 17 Uhr
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Bürgervorschläge zur Stadtentwicklung

In drei Konferenzen haben Bürgerinnen und
Bürger – im Austausch miteinander und mit der
Stadtverwaltung – ihre Vorstellungen zur Ent-
wicklung der „Inneren Stadt“ herausgearbeitet
und Vorschläge formuliert. Am vierten Samstag
sollen die von der Konferenz angesprochenen
Akteure der Stadtentwicklung zu den Vorschlä-
gen und ihrer Umsetzbarkeit Stellung nehmen.
Daraufhin werden in thematischen Arbeitsgrup-
pen die Ergebnisse festgehalten. Diese werden
im Anschluss öffentlich zur Diskussion gestellt.
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Allgemeinverfügung zur Durchsetzung einer ordnungsgemäßen und schadlosen
Verwertung von Klärschlämmen, Klärschlammkomposten und -gemischen

Die Stadt Halle (Saale) als Untere Abfall-
behörde gibt hiermit die Allgemeinverfü-
gung zur Durchsetzung einer ordnungs-
gemäßen und schadlosen Verwertung von
Klärschlämmen, Klärschlammkomposten
und -gemischen bekannt:

I. Allgemeinverfügung:

Zur Durchsetzung einer ordnungsgemäßen
und schadlosen Verwertung von Klärschläm-
men nach den Vorgaben gemäß der Klär-
schlammverordnung (AbfKlärV) und Bun-
des-Bodenschutz- und Altlastenverordnung
(BBodSchV) wird folgendes verfügt:

1. Klärschlammerzeuger (oder von diesen
beauftragte Dritte), die Klärschlämme ab-
geben wollen, welche auf landwirtschaft-
lich oder gärtnerisch genutzte Böden
aufgebracht werden sollen oder die für an-
dere bodenbezogene Nutzungen vorgese-
hen sind, sind verpflichtet, diese vor der
Abgabe auf perfluorierte Tenside (PFT)
der ausgewählten Verbindungen von Per-
fluoroctansäure (PFOA) und Perfluoroc-
tansulfonat (PFOS) untersuchen zu las-
sen.

2. Die Annahme von Klärschlämmen durch
Betreiber von Anlagen, welche eine La-
gerung und/oder Behandlung von Klär-
schlämmen (z.B. in Kompostierungsan-
lagen oder Anlagen zur Herstellung von
Klärschlammgemischen) vorsehen, ist
u.a. erst zulässig, nach dem vorhergehend
eine Untersuchung der Klärschlämme auf
PFT (PFOA und PFOS) erfolgt ist und die
Prüfberichte zur Untersuchung vorliegen.
Die jeweiligen Prüfberichte über die Un-
tersuchungen sind der zuständigen Behör-
de auf deren Verlangen vorzulegen.
Für Betreiber vorgenannter Anlagen be-
steht diese Verpflichtung in Fällen wenn
Klärschlämme, Klärschlammkomposte
oder –gemische zur Aufbringung auf Bö-
den im Sinne der AbfKlärV (§ 1 Abs. 1)
oder für andere bodenbezogene Nutzun-
gen, z.B. zur Herstellung einer durchwur-
zelbaren Bodenschicht sowie im Rahmen
von Rekultivierungsmaßnahmen oder für
landschaftsbauliche Maßnahmen, vorge-
sehen sind.

3. Die Annahme von Klärschlämmen durch
Abnehmer (§ 7 Abs. 3 AbfKlärV) ist zu-
lässig, nach dem zuzüglich zu den Nach-
weispflichten die Untersuchungen auf
PFT durch den Verpflichteten (§ 7 Abs. 1
AbfKlärV) erfolgte und das Prüfergebnis
der für die Aufbringungsfläche zuständi-
gen Behörde mit dem betreffenden Liefer-
schein nach Anhang 2 der AbfKlärV vor-
gelegt worden ist.

4. Klärschlämme, Klärschlammkomposte
und –gemische dürfen zur Aufbringung
auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch
genutzte Flächen oder für andere boden-
bezogene Nutzungen nur abgegeben oder
angenommen werden, wenn die jeweili-
ge Untersuchung von PFT nicht länger als
zwei Jahre vor der vorgesehenen Abga-
be bzw. Annahme zurückliegt. Die Pro-
benahmen und Untersuchungen sind von
einer geeigneten und akkreditierten Prüf-
stelle vornehmen zu lassen. Die Prüfstel-
le kann von der zuständigen Behörde be-
stimmt werden.

5. Klärschlämme, Klärschlammkomposte
oder –gemische, die nach Untersuchungs-
ergebnissen PFT–Gehalte von ≥ 100 µg/
kg TS (Summe: PFOA und PFOS) auf-
weisen, sind für bodenbezogene Nutzun-
gen nicht geeignet.
Der angeordnete Vorsorgewert von 100
µg/kg TS (Summe: PFOA und PFOS)
gilt als eingehalten, wenn dieser um nicht
mehr als 25 % überschritten wird.

6. Die Nutzung von vorgenannten Klär-
schlämmen zur Aufbringung auf land-
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte

Böden oder zur Herstellung einer durch-
wurzelbaren Bodenschicht sowie im Rah-
men von Rekultivierungsmaßnahmen und
landschaftsbaulichen Maßnahmen ist bei
Überschreitung vorgenannten (Vorsorge-)
Wertes nicht zulässig.

7. Klärschlämme, Klärschlammkomposte
oder –gemische, die nach Analysenergeb-
nissen den vorgenannten Wert von 100
µg/kg TS – zuzüglich Toleranz von 25% -
überschreiten, sind durch thermische Be-
handlung einer allgemeinwohlverträgli-
chen Beseitigung in dafür zugelassenen
Verbrennungsanlagen zuzuführen.

8. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage
nach der Veröffentlichung als bekannt ge-
geben.

9. Die Regelungen dieser Allgemeinverfü-
gung können jederzeit ganz oder teilwei-
se widerrufen bzw. mit weiteren Neben-
bestimmungen versehen werden.

II. Begründung:
Die getroffenen Anordnungen betreffen stoff-
bezogen Klärschlämme im Sinne der Be-
griffsbestimmungen über Klärschlämme
gemäß § 2 Abs. 2 der AbfKlärV. Als Klär-
schlamm im Sinne dieser Verordnung gel-
ten danach auch Klärschlammkomposte und
Klärschlammgemische. Klärschlammgemi-
sche sind Mischungen aus Klärschlamm mit
anderen geeigneten Stoffen gemäß Düngemit-
telverordnung (DüMV). Klärschlammkom-
poste sind kompostierte Klärschlammgemi-
sche.
Zur Durchsetzung einer ordnungsgemäßen
und schadlosen Verwertung von Klärschläm-
men wurde auf Grund von § 7 (3) des KrWG
und in Umsetzung der AbfKlärV sowie zur
Einhaltung der materiellen Anforderungen
des Bodenschutzes gemäß der BBodSchV für
bodenbezogene Nutzungen von Klärschläm-
men der i.R. stehende Vorsorgewert für PFT
angeordnet.
Nach § 7 Abs. 3 KrWG hat die Verwertung
von Abfällen – hier Klärschlämme, Klär-
schlammkomposte und –gemische - ord-
nungsgemäß und schadlos zu erfolgen. Die
Verwertung erfolgt danach ordnungsgemäß,
wenn sie im Einklang mit den Vorschriften
dieses Gesetzes und anderen öffentlich-recht-
lichen Vorschriften steht. Sie erfolgt schadlos,
wenn nach der Beschaffenheit der Abfälle,
dem Ausmaß der Verunreinigungen und der
Art der Verwertung Beeinträchtigungen des
Wohls der Allgemeinheit nicht zu erwarten
sind, insbesondere keine Schadstoffanreiche-
rung imWertstoffkreislauf erfolgt.
Die nach § 11 Abs. 2 KrWG erlassene Abf-
KlärV gibt zur Umsetzung der Anforderungen
an eine ordnungsgemäße und schadlose Ver-
wertung von Abfällen vor, dass Klärschläm-
me gemäß § 3 Abs. 1 der AbfKlärV auf land-
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte
Böden nur so aufgebracht werden dürfen, dass
das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträch-
tigt wird.
Im Übrigen gelten für das Aufbringen von
Klärschlamm nach der AbfKlärV auch die
Bestimmungen des Düngemittelrechts (DüG
und DüMV) entsprechend.
Nach der AbfKlärV erfolgt die Aufbringung
von Klärschlämmen auf Böden schadlos,
wenn hinsichtlich der Beschaffenheit der Ab-
fälle und dem Ausmaß der Verunreinigungen
sowie von der Art der Verwertung keine Be-
einträchtigungen desWohls der Allgemeinheit
zu erwarten sind. Hinsichtlich ihrer Beschaf-
fenheit und dem Ausmaß von Verunreinigun-
gen sind nach §§ 3 und 4 der AbfKlärV zur
Bewertung von Klärschlämmen umfangrei-
che Untersuchungen von anorganischen und
organischen Parametern vorgegeben, um prü-
fen zu können, ob unter Berücksichtigung der
Einhaltung der Vorgabewerte eine vorgese-
hene Aufbringung von Klärschlämmen auf
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz-
te Böden schadlos und somit zulässig ist und
insofern zu erwarten ist, dass das Wohl der

Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. Von
einer Beeinträchtigung des Wohles der Allge-
meinheit wäre im Falle der Aufbringung von
Klärschlämmen auf Böden dann auszugehen,
wenn nach Untersuchung ein einzelner oder
mehrere Vorgabewert/e gemäß AbfKlärV im
Klärschlamm überschritten ist/sind und folg-
lich von der Aufbringung eine Beeinträchti-
gung oder Gefährdung eines Schutzgutes zu
erwarten ist.
Im Falle der Anordnung über den festgesetz-
ten Vorsorgewert für PFT ist festzustellen,
dass die geltende AbfKlärV für diese organi-
schen Parameter und die Stoffkonzentrationen
von PFOA und PFOS keine Vorgaben enthält.
Bei der Entscheidung zur Festsetzung des
Vorsorgewertes wurden aus der Stoffgrup-
pe von PFT die chemischen Einzelverbindun-
gen ausgewählt, die nach vorliegenden wis-
senschaftlichen Bewertungen für die Umwelt
und den Menschen das höchste toxische Ge-
fährdungspotential aufweisen. Bei diesen Ein-
zelverbindungen aus der Stoffgruppe der PFT
mit dem höchsten Risikopotential handelt es
sich um Perfluoroctansäure (PFOA) und Per-
fluoroctansulfonat (PFOS), den toxikologisch
bedeutsamsten Verbindungen aus der Subs-
tanzklasse von PFT. Diese werden deshalb
auch als Leitparameter aus der Gruppe der
PFT bezeichnet. PFOA und PFOS sind chemi-
sche Stoffe, die in der Umwelt schwer abbau-
bar sind (persistent), sich in der Nahrungskette
anreichern (bioakkumulierbar) und giftig (to-
xisch) sind. Stoffe mit diesen Eigenschaften
werden als PBT-Stoffe bezeichnet. PFOA und
PFOS reichern sich im Blut und in der Leber
an und weisen Halbwertszeiten von mehreren
Jahren im menschlichen Körper auf. Im Tier-
versuch wurden für diese Verbindungen eine
Reihe toxischer Effekte beobachtet, insbeson-
dere hinsichtlich Tumorbildung und Repro-
duktionstoxizität.
Aufgrund des ubiquitären Nachweises dieser
perfluorierten organischen Verbindungen in
Umwelt- und Humanproben sowie wegen ih-
rer reproduktionstoxischen und kanzerogenen
Eigenschaften sind diese Verbindungen als
kritisch zu bewerten (US EPA, 2005; OECD,
2002).
Die Untersuchung und Bewertung von Klär-
schlämmen, welche durch PFT verunreinigt
sein können, ist insofern aus Vorsorgegrün-
den zwingend geboten, um sicherzustellen,
dass eine vorgesehene bodenbezogene Nut-
zung ordnungsgemäß und schadlos bzw. all-
gemeinwohlverträglich ist. Die zuständige
Behörde kann aus Vorsorge nach § 3 Abs. 5
Satz 2 AbfKlärV zur Vermeidung des Ein-
trags von Schadstoffen – hier PFT - in Böden,
welche zu Beeinträchtigungen oder Gefähr-
dungen von Schutzgütern führen können, die
Untersuchung in Klärschlämmen auf weitere
Inhaltstoffe – als die vorgegebenen - ausdeh-
nen. Von einer solchen Ausdehnung zur Un-
tersuchung über den nach AbfKlärV vorge-
gebenen Umfang hinaus kann die zuständige
Behörde auf Grundlage des KrWG im Ein-
zelfall die erforderlichen Anordnungen zur
Durchführung dieses Gesetzes und der auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver-
ordnungen – hier AbfKlärV – treffen. Von
dieser Anordnungsbefugnis wurde hier nach
§ 62 KrWG i.V.m. § 3 (5) Satz 2 der Abf-
KlärV Gebrauch gemacht, um die im spezi-
ellen Fachrecht nach AbfKlärV zum Schut-
ze des Bodens fehlenden Vorgaben für PFT in
Klärschlämmen im Falle der Aufbringung auf
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz-
te Böden zu ergänzen. Die Anordnungen zur
Untersuchung von PFOA und PFOS in Klär-
schlämmen durch die Verpflichteten - hier
Betreiber von Abwasserbehandlungsanlagen
(§ 3 Abs. 7 AbfKlärV) - sind daher nach § 3
(5) Satz 2 AbfKlärV begründet, weil die zu-
ständige Behörde die Untersuchung auf wei-
tere Inhaltstoffe im Klärschlamm ausdehnen
kann, wenn es aus Vorsorgegründen zur Si-
cherstellung einer allgemeinwohlverträgli-
chen Aufbringung von Klärschlämmen auf

landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz-
te Böden geboten ist. Die angeordneten Un-
tersuchungen und Begrenzungen von PFOA
und PFOS im Klärschlamm auf 100 µg/kg TS
sind weiterhin geboten, weil bei einer vorgese-
henen Aufbringung von Klärschlämmen auf
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte
Böden zuzüglich zu den Regelungen gemäß
AbfKlärV die Bestimmungen des Düngemit-
telrechts (§ 3 Abs. 1 Satz 2 AbfKlärV) ergän-
zend anzuwenden sind. Danach gelten in allen
Fällen der Aufbringung von Klärschlämmen
als Düngemittel die Vorgaben nach dem DüG
(§ 1) und der DüMV. Nach Anhang 2, Tabel-
le 1, Ziff. 1.4...Schadstoffe, der DüMV ist die
Aufbringung von Klärschlämmen auf land-
wirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Bö-
den zulässig, sofern u.a. der im Klärschlamm
gemessene (Grenz-) Wert für PFT (Summe:
PFOA und PFOA) von 0,1 mg/kg TS nicht
überschritten wird. Eine Untersuchung und
Begrenzung von PFT gemäß Anordnung ist
für diese Fälle nach den Vorgaben der DüMV
unerlässlich, weil diese nicht in der AbfKlärV
enthalten sind.
Die getroffenen Anordnungen zur Untersu-
chung und Begrenzung von PFT in Klär-
schlämmen sind auch in den Fällen von
bodenbezogenen Nutzungen von Klärschläm-
men begründet, sofern diese außerhalb von
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz-
ten Böden auf oder in Böden auf- und einge-
bracht werden sollen. Die Anordnungen er-
folgten deshalb – zweitens - für weitere Fälle
von bodenbezogenen Nutzungen, wie z.B.
zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bo-
denschicht sowie im Rahmen von Rekulti-
vierungsmaßnahmen, um die Entstehung von
schädlichen Bodenveränderungen im Sinne
von § 12 (2) der BBodSchV zu vermeiden.
Dazu Folgendes: In der Praxis ist davon auszu-
gehen, dass Betreiber von Anlagen – z.B. von
Kompostierungsanlagen oder zur Herstellung
vonKlärschlammkomposten oder -gemischen
– angenommene Klärschlämme lagern und/
oder behandeln und danach die i.R. stehen-
den Klärschlämme für Rekultivierungsvor-
haben oder Maßnahmen im Landschaftsbau
selbst extern nutzen oder zur Nutzung an Drit-
te abgeben. Im Rahmen dieser bodenbezoge-
nen Nutzungen von Klärschlämmen sind die
materiellen Anforderungen an das Auf- und
Einbringen von Materialien auf oder in Bö-
den nach den Vorgaben des BBodSchG und
der BBodSchV zu beachten. Danach hat der-
jenige, der auf den Boden einwirkt oder ein-
wirken lässt, die Pflicht, Vorsorge gegen das
Entstehen schädlicher Bodenveränderungen
zu treffen („Vorsorgepflicht“ gemäß § 7 Satz
1 BBodSchutzG). Bei jedem Rekultivierungs-
vorhaben sind folglich die materiellen Festset-
zungen des Bodenschutzrechtes einzuhalten,
insbesondere die sich aus § 6 des BBodSchG
an das "Auf- und Einbringen von Materiali-
en auf oder in den Boden" ergebende Verord-
nungsermächtigung, die durch die BBodSchV
erfüllt wurde.
Nach § 3 (1) Nr. 1 BBodSchG findet dieses
Gesetz auf schädliche Bodenveränderungen
Anwendung, soweit Vorschriften nach dem
Kreislaufwirtschaftsgesetz das Aufbringen
von Abfällen, hier Klärschlämme, auf Böden
nicht ausreichend zum Schutze des Bodens re-
geln. Enthalten die spezielleren Regelungen
anderer Rechtsbereiche – wie die der Abf-
KlärV - keine ausreichenden Maßstäbe zum
Schutze des Bodens, so entfaltet das Boden-
schutzrecht eine Auffangfunktion in § 3 (1)
des BBodSchG.
Zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bo-
denschicht dürfen gemäß § 12 (1) der BBo-
dSchV nur Bodenmaterial sowie Baggergut
nach DIN 19731 und Gemische von Boden-
material mit solchen Abfällen auf oder in Bö-
den auf- und eingebracht werden, die die stoff-
lichen Qualitätsanforderungen der nach § 11
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes erlassenen
Verordnungen sowie der Klärschlammverord-
nung erfüllen. Diesen Anforderungen folgend
ist nach Absatz 2 des § 12 der BBodSchV eine
bodenbezogene Nutzung von Klärschläm-
men durch das Auf- oder Einbringen auf und
in eine durchwurzelbare Bodenschicht oder
zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bo-

denschicht sowie im Rahmen von Rekultivie-
rungsvorhaben einschließlich Wiedernutzbar-
machung zulässig, wenn insbesondere nach
Art, Menge, Schadstoffgehalten und physika-
lischen Eigenschaften der Materialien sowie
nach den Schadstoffgehalten der Böden am
Ort des Auf- oder Einbringens die Besorgnis
des Entstehens schädlicher Bodenveränderun-
gen gemäß § 7 Satz 2 des Bodenschutzgeset-
zes und nach § 9 der BBodSchV nicht hervor-
gerufen wird.
Nach § 9 Abs. 1 der BBodSchV sind schäd-
liche Bodenveränderungen in der Regel nicht
zu besorgen, wenn
1. die nach Anhang 2 Nr. 4 der BBodSchV
vorgegebenen „Vorsorgewerte“ nicht über-
schritten werden und
2. keine erhebliche Anreicherung von anderen
Schadstoffen im Boden erfolgt, die auf Grund
ihrer krebserzeugenden, erbgutverändernden,
fortpflanzungsgefährdenden oder toxischen
Eigenschaften in besonderem Maße geeignet
sind, schädliche Bodenveränderungen herbei-
zuführen.
Nach § 9 (1) Nr. 2 der BBodSchV ist demzu-
folge dann vom Entstehen schädlicher Boden-
veränderungen auszugehen, wenn eine erheb-
liche Anreicherung von anderen Schadstoffen
im Boden erfolgen kann, welche auf Grund
ihrer Eigenschaften – wie hier PFT - in beson-
deremMaße geeignet sind, schädliche Boden-
veränderungen herbeizuführen. Die getroffe-
nen Anordnungen sind insofern für diese Fälle
von bodenbezogenen Nutzungen die spezielle-
ren Regeln, welche gemäß Vorsorgeanforde-
rungen (§ 10 Abs. 2 BBodSchV) zum Schut-
ze des Bodens anzuwenden sind, weil andere
Maßstäbe und Vorsorgewerte im Fachrecht
fehlen.
Sogenannte „andere Schadstoffe“ nach § 9 (1)
Nr. 2 BBodSchV sind z.B. Stoffe wie PFOA
und PFOS. Für diese Stoffe sind gemäß Abf-
KlärV und nach Anhang 2 Nr. 4 der BBo-
dSchV keine Stoffkonzentrationen für boden-
bezogene Nutzungen vorgegeben. In Fällen
von bodenbezogenen Nutzungen von Klär-
schlämmen, welche i.d. Regel PFT enthalten,
können insofern ohne die aus Vorsorgegrün-
den getroffenen Anordnungen schädliche Bo-
denveränderungen durch diese (PBT-) Stoffe
hervorgerufen werden, welche zu vermeiden
sind.
Aus der Sicht des Bodenschutzes sowie unter
dem abfallrechtlichen Aspekt einer ordnungs-
gemäßen und schadlosen Verwertung von
Klärschlämmen wird im Land Sachsen-An-
halt eine an der Vorsorge orientierte Herange-
hensweise praktiziert.
Die getroffene Anordnung, dass bei einer
Überschreitung des Vorsorgewertes von 25
% dieser noch als eingehalten gilt, begründet
sich, um Messabweichungen in den Untersu-
chungen von PFOA und PFOS aus der Stoff-
gruppe von PFT Rechnung zu tragen.
Die Überschreitung des Vorsorgewertes gilt
als nachgewiesen, wenn die ermittelten Gehal-
te aus der Summe von PFOA und PFOS um
mehr als 25% über dem angeordneten Vorsor-
gewert liegen.
Nach Untersuchungs- und Forschungser-
gebnissen über PFT und deren chemi-
scher Verbindungen sowie nach der in ande-
ren Bundesländern angewandten Praxis von
Anordnungen zur Begrenzung von PFT in
Klärschlämmen ist bei dem hier festgelegten
Vorsorgewert im Einzelfall von einem not-
wendigen und ausreichenden Schutz des Bo-
dens und der Gesundheit von Menschen aus-
zugehen.
III. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-
spruch erhoben werden. Dieser Widerspruch
ist bei der Stadt Halle (Saale), Marktplatz 1,
06100 Halle (Saale) schriftlich oder zur Nie-
derschrift zu erheben.

Halle (Saale), den 25. Juli 2013

Dr. Bernd Wiegand
Oberbürgermeister

Tagesordnung der Sondersitzung des Stadtrates am 11. September 2013

Redaktionelle Berichtigung der Bekanntmachung der Tagesordnung der Sondersitzung des Stadtrates am 11. September 2013
In der Bekanntmachung der Tagesordnung der Sondersitzung des Stadtrates am 11. September 2013 im Amtsblatt vom 30. August 2013 wurden beide Tagesordnungen fehlerhaft als „nicht öffentlicher Teil“ bezeichnet.
Die Tagesordnung wird daher nachfolgend noch einmal bekanntgemacht.

AmMittwoch, dem 11.09.2013, 14 Uhr, fin-
det im Stadthaus, Festsaal, Marktplatz 2,
06108 Halle (Saale), eine öffentliche/nicht
öffentliche Sondersitzung des Stadtrates
statt.

Einwohnerfragestunde
Zugelassen sind vorrangig Fragen, die die
Tagesordnung betreffen und Fragen von
kommunalem Interesse. Die Einwohner-
fragestunde findet außerhalb der Tages-
ordnung der Stadtratssitzung statt und be-
ginnt 14:00 Uhr. Sie dauert längstens eine
Stunde. Mit der Tagesordnung wird früher

begonnen, falls der Zeitraum einer Stun-
de nicht ausgeschöpft wird. Die Einwoh-
ner werden gebeten, ihre Fragestellung un-
ter Angabe des Namens und der Anschrift
zu Beginn und während der Einwohnerfra-
gestunde beim Vorsitzenden des Stadtrates
einzureichen. Das Team Ratsangelegenhei-
ten hält zu diesem Zweck Formulare bereit.

Tagesordnung - öffentlicher Teil
Einwohnerfragestunde

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung
der Ordnungsmäßigkeit der Einla-
dung und der Beschlussfähigkeit

2 Feststellung der Tagesordnung
3 Genehmigung der Niederschrift
4 Bekanntgabe der in nicht öffentlicher

Sitzung gefassten Beschlüsse
5 Bericht des Oberbürgermeisters
6 Beschlussvorlagen
6.1 Maßnahmeplan zur Schadens-

beseitigung bei der Infrastruktur
der Stadt Halle (Saale) nach
dem Hochwasser 2013
Vorlage: V/2013/11938

7 Wiedervorlage
8 Anträge von Fraktionen und

Stadträten

9 schriftliche Anfragen von Fraktionen
und Stadträten

10 Mitteilungen
10.1 Notstandsmaßnahme zur Errichtung

eines Dammes entlang der Halle-
Saale-Schleife

11 mündliche Anfragen von Stadträten
12 Anregungen
13 Anträge auf Akteneinsicht

Tagesordnung - nicht öffentlicher Teil
1 Feststellung der Tagesordnung
2 Genehmigung der Niederschrift
3 Bericht des Oberbürgermeisters

4 Beschlussvorlagen
5 Wiedervorlage
6 Anträge von Fraktionen und

Stadträten
7 schriftliche Anfragen von

Fraktionen und Stadträten
8 Mitteilungen
9 mündliche Anfragen von Stadträten
10 Anregungen

Harald Bartl
Vorsitzender des Stadtrates

Dr. Bernd Wiegand
Oberbürgermeister


